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Wir stellen uns 
dem Wettbewerb 

um den besseren Weg 
in eine Zukunft 

von Freiheit, 
sozialer Gerechtigkeit 

und Sicherheit 

Wortlaut der Reden von 
Wolfgang Schäuble und 
Friedrich Merz in der 
Haushaltsdebatte des 
Deutschen Bundestags 
am 15. und 16. September 
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Wir brauchen weniger Staat, weniger 
Bürokratie und mehr Dynamik, und 
das gilt für den Wirtschafts- und Ar- 
beitsmarkt - vom Niedriglohnsektor 
bis zu den Existenzgründern und 
neuen Dienstleistungen, und es gilt 
genauso im Sozialbereich. 

Wolfgang Schäuble 
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Wolfgang Schäuble: , 

Wir stellen uns dem 
Wettbewerb um den besseren 

Weg in die Zukunft 
ln der Haushaltsdebatte um den 
Kanzleretat führte der Vorsitzende 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Wolfgang Schäuble, unter anderem 
folgendes aus: 

^'ne Debatte über die Grundrichtung 
deutscher Politik - Sinn der General- 
aussprache zum Kanzleretat - fällt 
schwer, weil eine konsistente Grund- 
Achtung der Politik der Regierung 
Schröder nicht erkennbar ist. 

^-'ckzackkurs, gebrochene Verspre- 
chungen, markige Ankündigungen 
Und dann nur heiße Luft - inzwischen 
^lnd Sie überwiegend mit der Korrek- 
Ur Ihrer Fehler aus den ersten zehn 

M°naten beschäftigt. 

Inszenierungen und wohlklingende 
öegriffe - leider ohne Substanz. 
" Novation und soziale Gerechtig- 
keit" War dje überschritt Ihrer Koali- 
'°nsvereinbarung-jetzt kürzen Sie 
ie Ausgaben für Forschung und 
"dung und die Investitionen im 
^deshaushalt und nennen das 

^ukunftsprogramm", und statt 
2|aler Gerechtigkeit manipulieren 
e die gesetzlich fällige Rentenan- 
ssung, nehmen den kleinen Leu- 

ten die 630-Mark-Jobs weg und die 
Arbeitslosigkeit steigt. 

Rückschritt und Verunsicherung ist 
das Ergebnis statt Aufbruch und eine 
tiefe Enttäuschung quer durch alle 
Altersschichten und alle Regionen 
in Deutschland. Die Wähler laufen 
Ihnen in Scharen davon. Aus unserer 
Sicht nicht das Schlimmste. Nach 
dem Debakel bei der Europawahl am 
13. Juni versprachen Sie: „Ich habe 
verstanden". Drei Monate später ist 
nicht zu erkennen, was Sie denn 
eigentlich nun verstanden haben 
wollen. „Augen zu und durch" heißt 
es jetzt. Neue Gremien. Herr Struck 
redet jetzt öfters mit seinen parla- 
mentarischen Geschäftsführern - 
aber die Menschen wollen nicht neue 
Gesprächszirkel, Herr Bundeskanz- 
ler, sie wollen, dass sich etwas än- 
dert an Ihrer Politik. 

Dass Sie durch Regierungshandeln 
die Dinge noch zum Besseren wen- 
den, erwarten Sie offenbar gar nicht 
mehr - wie anders ist zu erklären, 
dass Herr Müntefering, nachdem er 
in gut zehn Monaten als Bau- und 
Verkehrsminister nichts bewirkt hat, 
nun schon wieder in die SPD-Zentrale 
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zurück soll, um den Wahlkampf 2002 
vorzubereiten. Noch ist nicht ein Jahr 
der Legislaturperiode vorüber, und 
schon fällt Ihnen nur noch ein, den 
nächsten Wahlkampf vorzubereiten 
- deutlicher kann eine Politik ohne 
Substanz nicht beschrieben werden. 

Das, Herr Bundeskanzler, haben die 
Menschen, die Ihnen vor einem Jahr 
ihr Vertrauen schenkten, nicht er- 
wartet, und das hat unser Land nicht 
verdient. Die Verunsicherung von 
Investoren, Unternehmern, Arbeit- 
nehmern und Verbrauchern hat zu 
einem Abbruch des wirtschaftlichen 
Aufschwungs geführt, und die Ar- 
beitslosigkeit, die noch im letzten 
Jahr von Januar bis September sai- 
sonbereinigt um 400.000 zurück- 
ging, steigt seit März wieder an. Da- 
bei kommt Ihnen noch zugute, dass 
mehr Ältere aus dem Erwerbsleben 
ausscheiden als Jüngere eintreten. 

Ein verlorenes Jahr nicht nur für 
die Arbeitslosen in Deutschland. 
Deswegen kommt das Thema 
Arbeitsmarkt und Arbeitsplätze in 
jüngster Zeit bei Ihnen auch 
kaum noch vor. 

Der Haushaltsentwurf für das Jahr 
2000 ist Ausdruck dieser Politik. 
Große Ankündigungen und wenig 
Substanz. Dreißig Milliarden sollen 
gespart werden, weil Eichel und 
Schröder plötzlich die öffentliche 
Gesamtverschuldung als Problem 
erkannt haben wollen. In Wahrheit 
schon wieder eine gigantische Irre- 

führung. Von 1993 bis 1998 sind die 
Ausgaben im Bundeshaushalt nicht 
angestiegen, aber in diesem Jahr 
1999 haben Sie sie um dreißig Mil- 
liarden erhöht, von denen jetzt nur 
ein Teil wieder zurückgeführt werden 
soll. Das ist die Substanz, und der 
Rest ist Inszenierung und Irre- 
führung. 

Von welcher Zahl gehen Sie eigent- 
lich aus, wenn Sie angeblich 30 
Milliarden DM einsparen wollen? 
Gegenüber der mittelfristigen Finanz- 
Planung der Regierung Kohl/Waige' 
liegt Ihr Ausgabenplafont für näch- 
stes Jahr um 9 Milliarden höher, und 
gegenüber dem Haushalt 1999 sin- 
ken die Ausgaben nur um 7,5 MiHiar' 
den DM. 

Natürlich ist eine Gesamtverschul- 
dung von 1,5 Billionen DM ernst zu 
nehmen. Aber sie muss auch ins 
Verhältnis gesetzt werden zu einem 
Volkseinkommen von annähernd 4 
Billionen DM gegenüber 1,6 Billionen 

beim Amtsantritt von Helmut Kohl 
1982. Und die Überwindung der Fol- 
gen von Teilung und sozialistischer 
Diktatur in der ehemaligen DDR in 

vierzig Jahren, das sind Investitione 
in die gemeinsame Zukunft der 
Deutschen, deren Finanzierung nich 
anders als über eine Generation 
verteilt werden kann. Darüber ware 
sich 1990 bei der Wiedervereini- 
gung, 1991 beim Solidarpakt und 
1995 beim Föderalen Konsolidie-^ 
rungsprogramm alle einig- Bund 



UiD Extra 29/99 

Ur>d Länder, wobei die Länder pein- 
lich darauf geachtet haben, dass das 
leiste beim Bund landete. Es waren 
al|e Länder, zugegeben, aber Sie hat- 
ten die Mehrheit, Sie waren die Wort- 
führer - und das jetzt zu beklagen, 
lst schon ein Stück aus dem Toll- 
naus! Und alle weitergehenden Spar- 
v°rhaben haben Sie in den letzten 
Jahren mit Ihrer Mehrheit im Bundes- 
rat blockiert - der Brandstifter sollte 
sich wirklich nicht um das goldene 
euerwehrabzeichen bewerben. 

^nd von den angeblich 30 Milliarden 
D'eibt nicht viel übrig, wenn man ge- 
£au hinschaut. Einsparungen durch 
Kürzungen fiktiver Erhöhungen etwa 
lrn öffentlichen Dienst - das erinnert 
an die Geschichte von Michael Glos 
Vor) dem Rabbiner, der sparte, in dem 
er hinter der Straßenbahn herlief, 

ncl den seine Frau dann schalt, dass 
•^ nicht hinter einem Taxi hergelaufen 
^ei- Und Verschiebungen in Milliar- 
®nhöhe zu Lasten der Kommunen, 
ander und der Sozialversicherung 
Elasten im Ergebnis die Wirtschaft, 
le Steuer- und Abgabenzahler so 

_en'g wie sie an der öffentlichen 
^samtverschuldung etwas ändern. 

Sparen tut Not - das ist unstrei- 
tig- Wenn Sie jetzt endlich auch 
*u dieser Erkenntnis gekommen 

•nd, dann werden wir uns als 
JJnion weder im Bundestag noch 

111 Bundesrat verweigern. 

ber auch Sparen muss man rich- 
S machen, und damit sind wir 

beim Grundmangel Ihrer Politik. 
Sie können es nicht. 

Die Menschen wissen um die Not- 
wendigkeit sparsamen Wirtschaf- 
tens, und sie wissen um den schnel- 
len Wandel der wirtschaftlichen, so- 
zialen und politischen Verhältnisse, 
durch Veränderungen von Arbeitswelt, 
Erwerbsbiographien, durch Globali- 
sierung und Revolution der Informa- 
tions- und Kommunikationssysteme. 
Deshalb sind sie zu Veränderungen 
bereit. Aber sie brauchen Halt und 
Richtung. Wandel schafft auch Ver- 
unsicherung. Wer in Panik gerät, 
klammert sich fest. Deshalb sind 
Verlässlichkeit und Vertrauen Grund- 
lage für Reformen und Innovation. 

Wortbruch und Substanzlosigkeit 
zerstören Reformbereitschaft und 
Integrationsfähigkeit. Da helfen die 
schönsten Papiere nicht, auch nicht 
das von Schröder oder das von Blair, 
von dem man ja jetzt - und das ist 
typisch - sagt, es gelte nicht für 
deutsche Politik, sondern sei für 
europäische Diskussionen gedacht. 
Ja, liegen wir denn außerhalb Euro- 
pas ? Das Grundproblem bleibt, ja, 
stellt sich drängender in der moder- 
nen Welt: Wie bleiben wir in all den 
weltweiten Entwicklungen gemein- 
schaftsfähig ? Wie können wir die 
Rahmenbedingungen so gestalten, 
dass Freiheit, Gerechtigkeit, Men- 
schenwürde für alle und jeden gesi- 
chert werden, dass jeder teil hat - 



UiD Extra 29/99 

jeder wird gebraucht und keiner darf 
ausgegrenzt bleiben. 

Das braucht Maß und Mitte, Freiheit 
und Verantwortung, Vielfalt und Aus- 
gleich. Und dazu müssen wir die 
Kräfte der Menschen nutzen, ihre 
Leistungsbereitschaft, ihren Fleiß, 
ihre Hingabe und Tüchtigkeit, ihre 
Verantwortlichkeit und Zuwendung 
zum Nächsten, ihre Phantasie, ihre 
Kreativität, Hilfsbereitschaft und Fle- 
xibilität. Das Potential ist vorhanden, 
und wenn wir uns über Werte und 
Ziele verständigen, können wir das 
nutzen. Nichts davon ist in Ihrer Poli- 
tik zu finden. 

Sie spalten und verunsichern, 
und das Ergebnis ist Stillstand 
und Resignation statt Mut zur 
Zukunft. 

Wir haben in Deutschland ein aus- 
gewogenes Verhältnis zwischen städ- 
tischen Ballungszentren und länd- 
lichen Räumen. Das gehört zu den 
großen Vorzügen unseres Landes 
und ist für ein so dicht besiedeltes 
Land ein Segen. Aber ohne lebens- 
fähige Landwirtschaft gibt es keinen 
lebensfähigen ländlichen Raum. Des- 
halb ist Ihre Politik, die im Doppel- 
schlag von gescheiterter Reform der 
europäischen Agrarpolitik auf dem 
Berliner Gipfel und nun dramatischen 
Kürzungen im Agrarhaushalt den 
Bauern durchschnittliche Einkom- 
menseinbußen von 20 % und mehr 
ohne jede Zukunftsperspektive zumu- 
tet, nicht nur eine Politik gegen die 

Bauern - was Sie ja weniger stört, 
weil die Sie ja nicht gewählt haben - 
sondern sie ist zugleich eine Politik 
gegen die Stabilität unserer regiona- 
len Struktur und damit unserer sozia- 
len und politischen auch. Sparsam 
wirtschaften heißt hegen und pfle- 
gen, Sie zerstören Strukturen, und 
daraus wird keine Zukunft. 

Beim Aufbau einer leistungsfähigen 
Verkehrs- und Infrastruktur in Ost- 
deutschland kürzen, Investitionen 
zurückfahren, das ist nicht nur ein 
Wortbruch, nein, es erschwert die 
Zukunft, weil wir in Deutschland ins- 
gesamt um so besser vorankommen- 
je schneller der Rückstand aus Tei- 
lung und Sozialismus überwunden 
wird. Die Investitionsquote fällt in de 
nächsten Jahren auf einen bisher 
nicht gekannten Tiefstand, und das 
erinnert an jenen schwäbischen Ba 
ern, der mit einer Mischung aus Ent- 

setzen und Verärgerung feststellt, 
dass ihm seine Geis just in dem M 
ment gestorben war, in dem er ihr o 
Fressen erfolgreich abgewöhnt hat 

Hätten wir eine Fortsetzung der En 
Wicklung von Wirtschaftswachstum 
und Arbeitsmarkt aus dem vergan- 
genen Jahr - voraussichtlich 2,3 
Wachstum und 400.000 weniger 
Arbeitslose gegenüber jetzt nur no 
1,3 % Wachstum und steigender 
Arbeitslosigkeit - dann wäre die Lag 
der Bundesfinanzen um zweisteNig 
Milliardenbeträge besser. Auch da 
beweist, dass Sie nur Löcher not- 
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dürftig zu flicken suchen, die Sie 
selbst gerissen haben. 

^enn wir die öffentliche Verschul- 
dung in tragbaren Grenzen halten, 
Wgnn wir sparsam wirtschaften wol- 
^n, dann müssen alle öffentlichen 
aushärte, - Bund, Länder und Kom- 
munen und Sozialversicherung - 
angfrjstig, stetig, verlässlich in ihren 
^uwächsen begrenzt werden. Die 
^wachse müssen unter dem 
anstieg der Einnahmen und, damit 
die Abgabenbelastung reduziert wird, 
unter dem Anstieg des Volkseinkom- 
mens bleiben. 

Das war die Politik von Helmut 
Kohl und Theo Waigel, und sie 
war ungeachtet ihrer billigen und 
demagogischen Polemik erfolg- 
reich, wie nicht zuletzt das Errei- 
chen der Maastricht-Kriterien 
beweist. 

0|kswirtschaftlich wichtiger als die 
j.esamtverschuldung ist auch derjähr- 
cne Finanzierungssaldo, und zwar in 
ezug auf das Volkseinkommen, und 
'e ^inanzierungssalden des Bundes 

B
etrugen eben 1981 2,47% des 

w
ruttoinlandprodukts, 1982 2,37%, 

j  ren dann in den weiteren achtziger 
ren wesentlich niedriger, stiegen 

cn der Wiedervereinigung noch 
VQ ^al an, aber niemals auf die Höhe 

l9qAnfang der acntz'ger Jahre und 
14oo betrug der Finanzierungssaldo 

' 9% des BIP - noch einmal im Ver- 
1 lcn dazu: 1982 2,37%. 

Und für die Frage der Belastung von 
Wirtschaft, Steuern- und Abgabezah- 
lern ist die Staatsquote die wichtig- 
ste Größenordnung, und diese 
Staatsquote, die Ausgabe des Staa- 
tes insgesamt, alle Gebietskörper- 
schaften und die Sozialversicherung 
zusammen, betrug 1982 50,1% des 
Bruttoinlandprodukts, 1989 45,8%, 
stieg dann nach der Wiedervereini- 
gung wieder auf um die 50% und 
war 1998 immerhin schon wieder auf 
48% zurückgeführt. 

Begrenzung der Ausgabenzuwächse 
auf allen Ebenen - also Reduzierung 
von Staatsquote, Steuer- und Abga- 
benbelastung - muss grundsätzlich 
angelegt werden, ohne klare Zustän- 
digkeitsabklärung zwischen Bund, 
Ländern und Gemeinden, auch Europa, 
ist es nicht zu schaffen, weil Miss- 
zuständigkeiten zu Verantwortungs- 
verwischung führen, und Dezentra- 
lisierung, klare Verantwortlichkeiten 
sind die besseren Voraussetzungen 
für Effizienz und Sparsamkeit. 

Warum legen wir Arbeitslosenhilfe 
und Sozialhilfe nicht zusammen? 
Dreißig Milliarden zahlt der Bund der 
Bundesanstalt für Arbeit für Arbeits- 
losenhilfe, und fünfzig Milliarden 
geben die Kommunen für Sozialhilfe 
aus. Im Alltag schieben sich Sozial- 
hilfeträger und Arbeitsverwaltung oft 
gegenseitig Verantwortlichkeit und 
Finanzierungszuständigkeit zu, und 
die Reibungsverluste sind teuer, für 
die betroffenen Menschen wie für 
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den öffentlichen Gesamthaushalt. 
Wenn der Bund den Kommunen die 
Zuständigkeit für die Arbeitslosenhil- 
fe und die bisher der Bundesanstalt 
für Arbeit dafür gewährten Mittel 
überträgt, wird mit weniger Mitteln 
insgesamt mehr Hilfe durch Zustän- 
digkeitskonzentration und Dezentra- 
lisierung erreicht. 

Und wenn dann die Verwerfungen 
zwischen niedrigen Arbeitseinkom- 
men und Transferleistungen besser 
abgebaut werden, dann werden wir 
im Niedriglohnbereich wie bei fle- 
xibleren Arbeitszeiten neue Beschäf- 
tigungs- und Wachstumspotentiale 
erschließen. Der Finanzminister hat 
gestern zu Recht von der bei uns 
höheren Beschäftigungsschwelle 
gesprochen, also von dem Problem, 
dass erst oberhalb von 2% Wachstum 
zusätzliche Arbeitsplätze entstehen, 
in anderen Europäischen Ländern 
schon oberhalb von 1%. Wenn wir das 
ändern wollen, brauchen wir mehr 
Flexibilität und Deregulierung im Ar- 
beitsmarkt und müssen die Zutritts- 
barrieren insbesondere im Niedrig- 
lohnbereich absenken. Aber unsere 
Reformen dafür haben Sie zurück- 
genommen, und eine weitergehende 
Reform der Sozialhilfe blockiert. 

Ich appelliere an Sie, endlich unsere 
Kombi-Lohn-Modelle zu übernehmen. 
Statt dessen haben Sie mit Ihrer 
unsinnigen Gesetzgebung für die 
630-Mark-Jobs und zur Bekämpfung 
sogenannter Scheinselbständigkeit 

Arbeitsplätze zu Häuf zerstört und 
Flexibilität abgebaut. Wenn wir durch 
die richtigen Rahmenbedingungen 
die Potentiale, die in den Menschen 
stecken, richtig nutzen - motivieren, 
fördern, fordern - erzielen wir bes- 
sere Ergebnisse für alle als durch 
immer mehr Planung, Intervention, 
Bürokratie. Ob Sozialisten das 
jemals verstehen? Ich fürchte nein. 

Denn selbst Herr Eichel hat ja die 
Notwendigkeit zu Einsparungen 
dieser Tage damit begründet, de' 
Staat müsse wieder interventi- 
onsfähig werden. Damit bestätig1 

Eichel, dass er wirklich ein Linker 
geblieben ist - insofern Bestän- 
digkeit im Irrtum - aber einen 
Mangel an Interventionen haben 
wir nun wirklich nicht in Deutscn- 
land. 

Wir brauchen weniger Staat, wenige 

Bürokratie und mehr Dynamik, und 
das gilt für den Wirtschafts- und 
Arbeitsmarkt - vom Niedriglohnsek^ 
tor bis zu den Existenzgründern un 
neuen Dienstleistungen und es gjl 

genauso im Sozialbereich. 

Stichwort: Gesundheitsreform 

Was haben Sie nicht für unsinnige 
Polemik gegen unseren Weg sozia^ 
zumutbar begrenzter Zuzahlungen •- 
ein Drittel der Versicherten war ja g. 
nicht betroffen - geführt! Jetzt hab 
Sie die Eigenbeteiligung zu^unste.na5 
der Budgetierung zurückgeführt, 
bürokratische Durcheinander ist 
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§rausam und der Weg in die Zwei- 
^'assen-Medizin ist vorprogrammiert. 

Stichwort: Rente 

^s geht doch nicht um die Frage, ob 
^formen nötig sind, sondern aus- 
schließlich um die Frage, wie man 
Reformen richtig macht. Wir wollen 
^en Generationenvertrag der dynami- 
Schen Rente erhalten. Er entspricht 
Ur|serem Grundverständnis von 
gegenseitiger Verantwortung der 
Generationen füreinander, und er 
sichert die langfristig berechenbare 
/eilhabe auch der Älteren während 
l,1res Ruhestandes an der allgemei- 
nen Wohlstandsentwicklung. Was 
s'e wirklich wollen, ist zunehmend 
Jjnklar, denn wenn Sie immer mehr 
^euermittel in die Rente leiten und 
§'eichzeitig dauernd von Grundsiche- 
rur>g faseln, sind Sie auf dem Weg 
Ur steuerfinanzierten Einheitsrente 

"Weniger Eigenverantwortung und 
mehr Abhängigkeit vom Kollektiv. 

er die dynamische Rente ange- 
lchts der Veränderungen im Alters- 

. ufbau zukunftssicher halten will, 
kom mt um einen demographischen 
aktor nicht herum - der Kanzler hat 
as gelegentlich selbst gesagt, 

bst die Gewerkschaften sind die- 
er Meinung. Nur Herr Riester lehnt 

u ^efinitiv ab, und alle miteinander 
Refen Sie die scnon beschlossene 
(u   ?rm sinnlos zurückgenommen. 
FakCh heißt dem°graPhischer 
la 

tor- dass die Renten in Zukunft 
Ssamer steigen als in früheren 

Zeiten in Westdeutschland - aber sie 
steigen und bleiben sicher. Die Ver- 
änderungen sind am Anfang für den 
Einzelnen kaum spürbar, aber über 
zehn, fünfzehn oder zwanzig Jahre ist 
der Spareffekt beachtlich, und darauf 
kann sich der Einzelne einstellen, 
vorbereiten, Vorsorge leisten. Sie 
aber kürzen jetzt willkürlich in zwei 
Jahren, und niemand konnte dafür 
Vorsorge treffen, und was danach 
werden soll, lassen Sie offen. So 
zerstören Sie Vertrauen und Verände- 
rungsbereitschaft. Die Menschen - 
junge wie alte - wissen, dass Refor- 
men nötig sind, aber Wortbruch und 
Manipulation sind schlechte Mittel, 
um gesamtgesellschaftliche Einsicht 
und Konsens für die Zukunftssiche- 
rung zu erreichen. Und dann reden 
Sie noch über Absenken der Alters- 
grenze, als ob nicht jeder wüsste, 
dass mittel- und langfristig bei stei- 
gender Lebenserwartung die Lebens- 
arbeitszeit nicht immer kürzer wer- 
den darf. 

Natürlich brauchen wir eine Stärkung 
der betrieblichen Alterssicherung und 
mehr private Vorsorge, aber doch 
bitte nicht mit neuen Zwangsabga- 
ben. Vertrauen Sie doch auf Freiheit, 
Einsicht und Freiwilligkeit, und schaf- 
fen Sie bessere steuerliche Rahmen- 
bedingungen. Schrittweise müssen 
wir zur nachgelagerten Besteuerung 
übergehen, um Investitionen in die 
Zukunft zu fördern und um mehr 
Gerechtigkeit bei der Besteuerung 
nach Leistungsfähigkeit zu erreichen. 



UiD Extra 29/99 

Demnächst wird das Verfassungsge- 
richt bei der Besteuerung der Alters- 
einkünfte wohl mehr Gerechtigkeit 
einfordern. Dann werden Sie wieder 
tönen, das seien Versäumnisse der 
früheren Regierung. 

Und deshalb sage ich schon heu- 
te: Hätten Sie nicht die von uns 
schon beschlossene Steuerreform 
durch Ihre Obstruktionspolitik 
blockiert, wäre ein großer Schritt 
in Richtung Zukunftsvorsorge 
und Leistungsgerechtigkeit schon 
längst in Kraft. 

Die Wachstumskräfte stärken, 
um mehr Wohlstand und soziale 
Gerechtigkeit zu schaffen, das 
war und bleibt der Weg der Union. 

Sie werkeln an einer Unternehmens- 
steuerreform herum, mit der Sie nur 
die Körperschaftssteuersätze senken 
wollen - nichts dagegen, aber dass 
Sie die einkommensteuerpflichtigen 
Einzelunternehmen und Personenge- 
sellschaften höher besteuern wollen 
als die körperschaftsteuerpflichtigen 
Großunternehmen, das ist so ziem- 
lich das Dümmste, was Sie machen 
können, wenn es um mehr Arbeits- 
plätze und wirtschaftliche Dynamik 
gehen soll. Rund 85% aller Unterneh- 
men in Deutschland sind einkom- 
mensteuerpflichtig. Vom Mittelstand, 
von den Existenzgründern, von Hand- 
werk, Handel, Dienstleistungen aller 
Art kommen die zusätzlichen Arbeits- 
plätze. Was immer Sie an irreführen- 
den Begriffen benutzen - Sie reden 

jetzt bei der Einkommensteuer so 
verdächtig beflissen von Privatein- 
künften - das Ergebnis wird eine 
Benachteiligung des Mittelstandes 
und weniger Wachstum und Beschäf- 
tigung sein. 

Ich bin übrigens auch der Überzeu- 
gung, dass die soziale Marktwirt- 
schaft auf den Eigentümerunterneh- 
mer neben der das persönliche Risl^ 
ko begrenzenden Kapitalgesellschaft 
angewiesen bleibt. Gerade wenn 
wir nicht die Verabsolutierung von 
Shareholder Value wollen, wenn wir 
Unternehmen als soziale Veranstal- 
tung verstehen, gewiss zum Zwecke 
der optimalen Befriedigung des 
Bedarfs nach Gütern und Dienstlei- 
stungen, aber eben auch mit Verant- 
wortung für Kunden, Lieferanten, Ar- 
beitnehmer, Allgemeinheit und Um- 
welt, dann brauchen wir auch Unter- 
nehmer, und das sind nicht nur 
Manager, sondern dazu gehört dann 
auch Risiko und Haftung, Ideen, 
Initiative und Investition. 

Wer wie der Bundeskanzler Unter- 
nehmen als gut und Unternehmer 
als schlecht begreift, der hat von 
sozialer Marktwirtschaft und 
sozialer Verantwortung nichts 
begriffen. 

Auf die schöpferische Kraft der Men- 
schen zu setzen, das heißt Bildung 
und Ausbildung, Forschung und In- 
novation. Sie wollten die Ausgaben 
dafür verdoppeln - auf Ihrer Karte 
mit den ungedeckten Schecks -, un 
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jetzt kürzen Sie stattdessen. Die 
Ausgaben im Haushalt für Forschung 
Ul"id Bildung sollen im nächsten Jahr 
um über 10 % niedriger liegen. Sie 
verlieren übrigens die Landtagswah- 
len nicht nur wegen der miserablen 
Politik im Bund, sondern zum Bei- 
sPiel auch, weil Schulen und Hoch- 
schulen in unionsregierten Bundes- 
ländern bessere Ergebnisse erzielen, 
vom Wettbewerbsföderalismus hal- 
ten Sie bekanntlich wenig. 

At)er wenn unser freiheitlicher Rechts- 
staat nicht in Bürokratie und Stagna- 
tion ersticken soll, brauchen wir kla- 
rere Zuständigkeitsabgrenzungen 
|^nd Verantwortlichkeit zwischen 
^ommunen, Ländern und dem Bund. 
Juch zu Europa. Und dann wollen wir 
Wettbewerb auf den jeweiligen Ebe- 
JJen, weil sich über Wettbewerb die 
öesseren Lösungen durchsetzen, 
ynd so fordern wir die Kräfte der 
ansehen und der Gemeinschaften 
«Um Nutzen aller stärker heraus. Mit 
nrer Gesetzgebung zur Bekämpfung 
°n Scheinselbständigkeit - bezeich- 

nend ist schon der Begriff- haben 
le Ihr Misstrauen gegen Selbstän- 
'gkeit unter Beweis gestellt, und 
as Elend Ihres 630-Mark-Gesetzes 

,^'St nur, dass nichts in  Deutsch- 
*W so schlecht ist, dass Sie es 

cnt noch verschlechtern könnten. 

d
ÜDsidiarität - Vorrang des Einzelnen, 

r Familie, des freiwilligen Engage- 
rs Vor dem staat und Vorrang 
r kleineren Einheit vor der größe- 

ren, dem Bundesstaat - das ist un- 
ser Organisationsprinzip auch für die 
Europäische Union. 

Von Ihrer Regierung ist zu Außen-, 
Sicherheits- und Europapolitik 
kaum noch etwas Konstruktives 
zu hören. Fast scheint es, als sei 
Ihnen nach den Anstrengungen 
des Kosovo-Kriegs und ob der 
Enttäuschung, dass die ganzen 
Gipfelinszenierungen bei der 
Europawahl wenig genützt haben 
- die Lust ganz vergangen. 

Die Stabilisierung des Balkans ist 
eine der großen europäischen Aufga- 
ben - vermutlich noch für lange Zeit. 
Aber da brauchen wir nun wirklich 
europäische Gemeinsamkeit, Allein- 
gänge schaden und fördern bei unse- 
ren Partnern höchstens die Neigung, 
den Deutschen auf dem Balkan den 
Vortritt zu lassen. Im übrigen, wenn 
Herr Hombach nach eigener Ein- 
schätzung für die SPD so eine Bela- 
stung ist, dass er seine Parteiämter 
ruhen lässt, dann ist er als EU-Beauf- 
tragter wirklich eine Zumutung. Wir 
sollten den Eindruck vermeiden, die 
Partei sei wichtiger als der Staat. 
Und bei aller Bedeutung des Balkans 
für Deutschland und Europa ist die 
Entwicklung bei unseren Nachbarn 
im Osten noch wichtiger, und des- 
halb ist eine baldige und gelingende 
EU-Erweiterung noch mehr im deut- 
schen Interesse. 

Da sind Sie mit der Agenda 2000 
gescheitert, denn die Erweite- 
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rungsfähigkeit der Europäischen 
Union hat sie jedenfalls nicht ver- 
bessert. 

Und wie Sie nach und während des 
gefährlichsten und schwierigsten 
Engagements in der Geschichte der 
Bundeswehr, und das war und das 
ist der Einsatz in Kosovo, Ihr Wort 
gegenüber Bundeswehr und Soldaten 
gebrochen haben, zeigt die ganze 
Hemdsärmeligkeit Ihrer Politik. Ich 
bin traurig, dass nach den Anstren- 
gungen in der Kosovo-Krise der Plan 
für eine Stärkung europäischer 
Außen- und Sicherheitspolitik schon 
wieder verpufft zu sein scheint. Und 
Ihre Regierung leistet die größten 
Beiträge dazu, in dem Sie einseitig 
18 Milliarden in vier Jahren aus der 
Finanzplanung der Bundeswehr her- 
ausstreichen, ohne zuvor die Frage, 
für welche Sicherheitsgefährdungen 
Bündnis, Europa und Bundeswehr 
Vorkehr treffen müssen und was dar- 
aus für die Strukturen der Bundes- 
wehr folgt, geprüft, geschweige denn 
beantwortet zu haben. 

So zäumt man das Pferd vom 
Schwanz auf, schwächt künftige 
Sicherheit und fördert nicht stär- 
kere europäische und atlantische 
Partnerschaft wie Arbeitsteilung. 

Zu den notwendigen institutionellen 
Reformen in Europa für mehr Hand- 
lungsfähigkeit, Transparenz und 
demokratische Legitimation haben 
Sie bisher keine erkennbaren Beiträ- 
ge geleistet. Die neue EU-Kommissi- 

on und ihren Präsidenten haben Sie 
nach Auffassung aller mit Ihren nur 
auf Parteipolitik fixierten Rücksichts- 
losigkeiten geschwächt. Für die drin- 
gend notwendige Harmonisierung der 
Besteuerung von Kapitaleinkünften 
in der Europäischen Union wurde in 
Ihrer Präsidentschaft aber auch gar 
nichts erreicht. Und der Bereitschaft 
der Europäer zu gemeinsamem Han- 
deln in der Umweltpolitik fügen Sie 
mit immer neuen Alleingängen imme 
mehr Schaden zu. Erst war es der 
unglückselige Herr Trittin, der halb 
Europa vor den Kopf stieß, und jetzt 
wollen Sie in der Energiebesteue- 
rung für weitere vier Jahre nationale 
Alleingänge statt europäischer Har- 
monisierung. Wer Umweltschutz 
gegen Arbeitsplätze ausspielt, hat 
schon verloren, und deshalb brau- 
chen wir - und jetzt bei liberalisier- 
ten Energiemärkten noch mehr- in 

der Energiebesteuerung europäisch 
Lösungen. Sie haben ja im Frühjahr 
selbst gemerkt, zu welchen Verwer- 
fungen Alleingänge in der Energies 
Steuerung für Wirtschaft und Arbeits- 
markt führen, anders ist der Unsinn 
der beschlossenen Stromsteuer ja 
gar nicht zu erklären. Und deshalb 
hatten Sie im Frühjahr immerhin ve - 
sprachen, nur diesen einen Sehnt 
in diesem Jahr noch im Alleingang- 
aber danach europäische Lösunge 
Auch dieses Wort ist fünf Monate 
später nichts mehr wert. Und von 
Umweltschutz ist insgesamt kaum 
noch etwas in Ihrer Politik zu spüre 
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wobei die Rolle der Grünen, der Ver- 
geht auf Ideen und Identität, noch 
ein eigenes Kapitel ist. 

Noch kein Jahr im Amt, hat Ihre 
Regierung wie keine zuvor Ver- 
trauen gründlich verspielt. Die 
Substanzlosigkeit Ihrer Politik ist 
entlarvt. Ihre eigenen Anhänger 
sind entsetzt und die Wähler lau- 
fen Ihnen in Scharen davon. 

Aber Sie haben die Mehrheit. Sie 
Müssen regieren. Die Vorbereitung 
aiJf den nächsten Wahlkampf reicht 
nicht aus, wir, die Union, haben un- 
seren Oppositionsauftrag angenom- 
men. Wir üben Kritik, gemessen an 
der Wirklichkeit eher zurückhaltend, 
und setzen Sie unter den Druck bes- 
serer Alternativen. Wir werden keine 
Obstruktion leisten, im Bundestag 
^icht und nicht im Bundesrat. Das 
Land ist wichtiger als die Partei. 

Wir stellen uns dem Wettbewerb 
um den besseren Weg in eine 
Zukunft von  Freiheit, sozialer 
Gerechtigkeit und Sicherheit. 

°er Haushalt 2000, den wir beraten, 
parkiert den Schritt in ein neues 
^hundert. Die Chancen für unser 
ar)d an dieser Schwelle sind immer 

f.°
Cn gut. Bei allen Problemen, in 

^nfzig Jahren jst vie| Substanz ge- 
chaffen. Und die Menschen sind 

bereit, zum Bewahren wie zum Ver- 
ändern. Aber sie brauchen Führung, 
sie brauchen Vertrauen. 

„Deutschland ist ein starkes Land. 
Aber es hat eine schwache Bun- 
desregierung. 3 Punkte, Glaub- 
würdigkeit, Berechenbarkeit und 
Verlässlichkeit müssen wieder zur 
Richtschnur der Regierungspoli- 
tik werden." 

Das, Herr Bundeskanzler, ist ein 
wörtliches Zitat aus Ihrem Regie- 
rungsprogramm vom vergangenen 
Jahr. Wer hätte Ihnen schon so viel 
prophetische Kraft zugetraut? 

Alle Wahlerfolge der Union trösten 
uns nicht darüber hinweg: Drei Jahre, 
in denen Sie noch in diesem Hause 
die Mehrheit haben und deshalb 
Regierungsverantwortung tragen, 
sind eine zu lange Zeit, als dass es 
so weiter gehen dürfte wie bisher. 
Das haben die Menschen nicht ver- 
dient. Und deshalb, Herr Bundes- 
kanzler, fangen Sie an mit einer Poli- 
tik der Ernsthaftigkeit und der Wahr- 
haftigkeit, der Berechenbarkeit und 
der Verlässlichkeit, die auf Eigenver- 
antwortung und Solidarität setzt und 
die den Menschen etwas zutraut. 
Zutrauen und Vertrauen gehören 
zusammen. Ohne Substanz, so wie 
bisher, geht es nicht weiter. 
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Friedrich Merz: 

Wir sind bereit, mit Ihnen eine 
Steuerreform für Wachstum und 

Beschäftigung durchzusetzen 
Herr Bundesfinanzminister, Sie 
haben im Verlauf Ihrer Rede beklagt, 
dass die CDU/CSU in den zurücklie- 
genden Wahlkämpfen die Wählerin- 
nen und Wähler in Deutschland ver- 
unsichert habe und Sie deswegen 
nicht den aus Ihrer Sicht verdienten 
Wahlerfolg erzielt hätten. Ich sage 
Ihnen: Wir haben nicht die Wählerin- 
nen und Wähler verunsichert, son- 
dern es war überall dort, wo in den 
letzten Wochen Wahlen stattgefun- 
den haben, festzustellen: Die Wäh- 
lerinnen und Wähler in Deutschland 
haben von Ihrer Politik und der Art 
Ihres Auftretens, Herr Bundeskanz- 
ler, die Nase gestrichen voll. 

Sie haben - wie auch in der letzten 
Woche - erneut auf die Entwicklung 
der öffentlichen Finanzen und insbe- 
sondere des Schuldenstandes hin- 
gewiesen. Es kam, wie es nicht 
anders zu erwarten war. Sie haben 
gesagt - ich habe es wohl richtig 
mitgeschrieben -, es sei Ihnen ein 
Rätsel, wie man Konservativen un- 
terstellen könne, sie könnten konsoli- 
dieren. Weil ich das genauso erwar- 
tet habe, habe ich mir nicht nur die 
Zahlen der letzten Jahre, sondern die 

Zahlen von 1949 bis 1998 heraus- 
gesucht. 

Herr Eichel, in den Jahren von 1949 
bis 1969 hat die Verschuldung in 
Deutschland praktisch keine Rolle 
gespielt. Wir hatten eine Zins-Steuer- 
Quote in den öffentlichen Haushal- 
ten von 2,8 Prozent. Nach 1969 - 
deswegen war das, was der Kollege 
Kolbe dazu gesagt hat, völlig berech- 
tigt und notwendig -, in der Zeit der 
sozialliberalen Koalition, ist die Ver- 
schuldung des Bundes in einem Zel' 
räum von 13 Jahren von 45 Milliar' 
den DM auf über 300 Milliarden DM 
angestiegen. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: 
So ist es! Unnötigerweise!) 

in dieser Zeit, der ersten lange»1 

Regierungszeit einer soziallibe'3' 
len Koalition, ist die Zins-Steue^ 
Quote des Bundeshaushaltes vo 
2,8 Prozent auf 12,1 Prozent 
gestiegen. Die eigentlich drama- 
tische Veränderung in den offen - 
liehen Finanzen hat es in der ve - 
antwortung der sozialliberalen 
Koalition von 1969 bis 1982 ge* 
geben. 
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•n der Zeit von 1982 bis 1989 - ich 
teile ganz bewusst die von Ihnen 
lrnmer wieder zitierten, als Einheit 
dargestellten 16 Jahre in zwei Zeit- 
abschnitte - konnte die Nettokredit- 
aufnahme des Bundes von 37,2 Mil- 
'"arden DM auf 19,2 Milliarden DM 
2urückgeführt werden. Es hat in der 
^eit von 1982 bis 1989 eine Halbie- 
rung der Nettokreditaufnahme des 
Bundes gegeben. Hätte es nicht - 
lch werde darauf zu sprechen kom- 
men - die außergewöhnlich hohen,. 
v°n vielen - auch von uns - in die- 
Sem Umfang nicht so eingeschätzten 
Zusätzlichen Belastungen durch die 
Überwindung der deutschen Teilung 
Segeben, hätten wir heute in Deutsch- 
end einen ausgeglichenen Bundes- 
haushalt. 

^s ist wahr, es kam in den Jahren 
^989/90 eine Herausforderung auch 
auf die deutsche Finanzpolitik zu, 
d'e in diesem Umfang und in diesem 
^usmaß nicht vorherzusehen war. 
^'eichwohl ist es in den Jahren von 
1990 bis 1998 entgegen vielen 

efürchtungen nicht nur gelungen, 
er> Geldwert stabil zu halten, son- 

dern es ist auch gelungen, einen 
großen Teil der Erblasten aus 40 Jah- 

n real existierendem Sozialismus 
eine geordnete Finanzpolitik in der 

Jfidesrepublik Deutschland zu über- Tuhren. 

nat in diesen Jahren einen breiten 
L 'tischen Konsens im Bundestag 

d irn Bundesrat darüber gegeben, 

dass diese Erblasten aus 40 Jahren 
Sozialismus in der alten DDR in 
einem außerhalb des regulären 
Bundeshaushaltes geführten Titel 
zusammengefasst werden, den wir 
damals Erblastentilgungsfonds und 
Fonds Deutsche Einheit genannt 
haben. Dieser Titel, dessen Volumen 
sich zum Ende des Jahres 1998 auf 
insgesamt mehr als 500 Milliarden 
DM addiert, ist außerhalb des 
regulären Bundeshaushalts geführt 
worden. 

Herr Bundesfinanzminister, es ist 
unredlich, wenn Sie heute diese 
Zahlen, in den Gesamthaushalt, in 
einen Titel einbeziehen und nicht die 
Differenzierung danach vornehmen, 
welches Schulden aus der alten 
DDR sind und welches die laufenden 
Schulden der öffentlichen Haushalte, 
insbesondere des Bundeshaushaltes 
ausmachen. 

In der Zeit von 1990 bis 1998 ist 
dieses Land, ist diese Volkswirt- 
schaft in der Lage gewesen, 5 Pro- 
zent seines Bruttoinlandprodukts für 
den Aufbau der neuen Bundesländer 
auszugeben. Wir sind in der Lage 
gewesen, in acht Jahren Zinserstat- 
tungen in Höhe von 80 Milliarden DM 
aus dem Haushalt zu zahlen, Tilgun- 
gen in Höhe von 18 Milliarden DM 
vorzunehmen und zusätzlich Sonder- 
tilgungen in Höhe von 25,5 Milliar- 
den DM aus den Bundesbankgewin- 
nen dem Erblastentilgungsfonds 
zuzuführen. 
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Sie haben nicht nur den Fonds Deut- 
sche Einheit und den Erblastentil- 
gungsfonds in den allgemeinen Bun- 
deshaushalt überführt, sondern Sie 
haben in diesem Jahr, 1999, die 
mögliche Tilgung in einem Umfang 
von 8 Milliarden DM dem Erblasten- 
tilgungsfonds gar nicht mehr zuge- 
führt. 

Wir hätten heute eine höhere Besei- 
tigung der Schulden aus 40 Jahren 
real existierendem Sozialismus in 
einer Größenordnung von 8 Milliar- 
den DM, die dem Erblastentilgungs- 
fonds zusätzlich zugeführt worden 
wären, wenn Sie nicht den Erblasten- 
tilgungsfonds und den Fonds Deut- 
sche Einheit in den allgemeinen Bun- 
deshaushalt überführt hätten. Das 
ist die Wahrheit. 

Ich finde es schon ein bemer- 
kenswert dreistes Stück, wenn 
Sie heute ständig über die näch- 
ste und die übernächste Genera- 
tion reden, aber verschweigen, 
dass Sie im Jahre 1999 die 8 Mil- 
liarden DM Tilgung, die möglich 
gewesen wären, in den allgemei- 
nen Bundeshaushalt überführt 
haben. Dies ist ein bemerkens- 
wert dreistes Stück. 

Vor diesem Hintergrund lagen wir 
Ende 1998 - das war das letzte Jahr 
dieser schrecklichen 16 Jahre, die 
Sie immer beschreiben - dem Til- 
gungsplan zum Erblastentilgungs- 
fonds um 20 Milliarden DM voraus. 
Wir hatten also Ende 1998 20 Milli- 

arden DM mehr getilgt, obwohl im 
Jahre 1997 entgegen dem ursprüng- 
lichen Tilgungsplan für den Erbla- 
stentilgungsfonds die Tilgungen ein- 
mal ausgesetzt worden sind. 

Diese Bundesregierung hat das 
Sparen nicht erfunden; sie spart in 
Wahrheit auch nicht. Im Bundeshaus- 
halt des Jahres 2000 sind Ausgaben 
in einer Größenordnung von 478 Mil- 
liarden DM veranschlagt. Das sind 
gegenüber dem laufenden Haushalt 
1999 nicht 30 Milliarden DM, son- 
dem nur ganze 7 Milliarden DM weni- 
ger. Der laufende Haushalt des Jah- 
res 1999 beläuft sich auf 485 Mil'1" 
arden DM. Für das Jahr 2000 haben 
Sie Ausgaben von 478 Milliarden 
DM veranschlagt. Das sind nicht 30 
Milliarden DM, sondern nur 7 MiM'ar" 
den DM weniger. Ich werde auf eine 
Reihe von ungedeckten Schecks 
noch zu sprechen kommen. 

Auch hier der Vergleich zu dem» 
was war: Im Haushalt 1998 - und 
zwar im vollzogenen Haushalt de 
Jahres 1998 - belaufen sich die 
Bundesausgaben auf 455 MH"ar' 
den DM. Im ersten Jahr des Bun- 
desfinanzministers Hans Eichel 
gibt die Bundesrepublik Deutscn- 
land nicht 30 Milliarden DM we- 
niger, sondern 22 Milliarden DM 
mehr aus als im letzten Bundes- 
haushalt der alten Regierung. 
Das ist die Wahrheit. 

Dieser Betrag von 7 Milliarden DM, 
den Sie gegenüber dem laufenden 
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Haushalt 1999 sparen wollen, ist 
Wt einer ganzen Reihe von unge- 
deckten Schecks finanziert. Ich will 
nur auf den größten Posten zu spre- 
chen kommen: Sie wollen im Bereich 
des Wohngeldes für Sozialhilfeem- 
Pfänger die Länder und die Kommu- 
nen in die Pflicht nehmen. Allein in 
diesem Bereich wollen Sie nicht 
2.25 Milliarden DM einsparen, son- 
dern auf die Kommunen verschie- 
den. Wenn Sie weitere Titel, die auf 
die Kommunen verschoben werden 
s°Hen, hinzunehmen, dann können 
s'e feststellen, dass allein 4,5 Milli- 
arden DM, möglicherweise sogar 5 
Milliarden DM, nicht wirklich gespart, 
j>°ndern auf die Kommunen verscho- 
ben werden. Herr Bundesfinanzmini- 
ster, Verschieben ist kein Sparen, 
s°ndern eine Lastenverschiebung 
j*uf die unteren staatlichen und 
k°mmunalen Ebenen. 

Sie weisen in Ihrem Sparpaket globa- 
e Minderausgaben in einer Größen- 
ordnung von 5 Milliarden DM aus. 

as heißt, ein ganz erheblicher Teil 
es Sparvolumens, das Sie realisie- 

ren wollen, ist nicht spezifiziert. Sie 
Erlassen es jetzt dem Parlament 

d den Ressorts, Einsparungsvor- 
"läge in einer Größenordnung von 

5lvi "liarden DM zu machen, von de- 
n Sie heute schon wissen, dass 

sie 

Ich 

n'cht realistisch sind. 

nenne Ihnen ein ganz konkretes 
ispjei; sie machen insbesondere 

Bundesverteidigungsminister für 

Einsparungen in seinem Bereich ver- 
antwortlich, um damit einen großen 
Teil dieser sogenannten globalen 
Minderausgabe zu decken. - Herr 
Scharping ist im Augenblick nicht 
anwesend. 

Mit dem, was der Bundeswehr im 
Rahmen dieses Sparpaketes zusätz- 
lich zugemutet wird - entgegen allen 
Versprechungen, die ihr und ihrem 
Amtsinhaber, der gegen seinen Willen 
dieses Amt erhalten hat, gemacht 
worden sind; Ende des letzten Jah- 
res hieß es, die Bundeswehr werde 
von den jetzt als notwendig angese- 
henen Sparmaßnahmen ausgenom- 
men -, wird ihre Funktionsfähigkeit 
im Kern beschädigt. 

Möglicherweise schließt sich gerade 
der Bundesaußenminister mit dem 
Bundesverteidigungsminister kurz. 
Es macht nämlich keinen Sinn, über 
internationale Verpflichtungen der 
Bundeswehr zu sprechen und weite- 
re Beiträge der Bundesrepublik 
Deutschland zu internationalen Frie- 
densmissionen in Aussicht zu stel- 
len, wenn nicht gleichzeitig auch die 
Bundeswehr bezüglich ihrer Perso- 
nalsituation und technischen Aus- 
rüstung in die Lage versetzt wird, 
einen solchen Auftrag wahrnehmen 
zu können. 

Ich komme zurück auf den Bundes- 
haushalt des Jahres 2000. Sie 
beziehen - nicht nur in den Haushalt 
des Jahres 2000, sondern auch in 
die mittelfristige Finanzplanung- 
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eine erhebliche Begrenzung des Ein- 
kommenszuwachses bei den Ab- 
schlüssen für die Beamten ein. Herr 
Eichel, die ÖTV und andere haben 
Ihnen bereits klar gesagt, dass das 
mit ihnen nicht zu machen ist. 

Ganz objektiv wird es in einer ganzen 
Reihe von Bundesländern gar nicht 
so gehen können, wie Sie das wol- 
len. Denn Sie haben offensichtlich 
übersehen, dass in Sachsen und in 
anderen ostdeutschen Bundeslän- 
dern ein großer Teil der öffentlich 
Bediensteten, die Sie in Ihre Rech- 
nung einbezogen haben, nicht Beam- 
te, sondern Angestellte des öffentli- 
chen Dienstes sind. 

Sie können also von einer solchen 
Begrenzung des Zuwachses bei den 
Einkommen der Beamten und ande- 
rer Mitarbeiter des öffentlichen Dien- 
stes objektiv nicht ausgehen. 

Lassen Sie mich in diesem Zusam- 
menhang noch einmal auf das 
Thema Ökosteuer zu sprechen kom- 
men, jenseits aller steuerrechtlichen 
und sozialpolitischen Erwägungen: 
Wenn das Wirklichkeit wird, was Sie 
mit der Ökosteuer in den nächsten 
fünf Schritten geplant haben, dann 
werden Sie am Ende dieses Zeit- 
raums im Bundeshaushalt Ausgaben 
- gesetzliche Verpflichtungen! - in 
einer Größenordnung von 150 Milliar- 
den DM eingestellt haben, über die 
Sie nicht mehr verfügen können, es 
sei denn, Sie stellen die Finanzie- 
rung der Rentenversicherung über 

die Ökosteuer zu einem späteren 
Zeitpunkt in Frage. 

Herr Eichel, das sind rund ein Drittel 
der Auszahlungen des Bundeshaus- 
haltes. Wenn Sie - ich widerspreche 
Ihnen nicht - beklagen, dass die 
Handlungsspielräume des Staates 
durch zu viele Vorfestlegungen bei 
den öffentlichen Ausgaben zu schmal 
werden, dann sage ich Ihnen: Mit 
diesem Konzept der Ökosteuer wer- 
den Sie sich auf der Ebene des 
Bundeshaushaltes endgültig jedes 
Handlungsspielraumes begeben, wei 
Sie mit der Quersubventionierung 
der Rentenversicherung durch die 
Ökosteuer Festlegungen getroffen 
haben, von denen Sie, wenn Sie das 
Wirklichkeit werden lassen, nie wie- 
der herunterkommen. 

Sie haben in diesem Zusammenhang 
gesagt, durch dieses Ökosteuerkon- 
zept sei es erstmalig gelungen, die 
Abgaben zu senken. Herr Eichel, Sie 
senken doch keine Abgaben. Sie 
haben für die Probleme der Renten- 
versicherung, die unbestritten sind 
und über die wir ja schon lange dis- 
kutieren, nicht eine Problemlösung, 
sondern nur eine neue Finanzie- 
rungsquelle gesucht. 

Sie versuchen, mit einer elega"' 
ten Verpackung - wer wolle be- 
streiten, dass die Formulierung 
„ökologisch-soziale Steuerreform 

geschickt gewählt ist: jeder ist 
für Ökologie, jeder ist gerne so- 
zial - zu verdecken, dass Sie m 
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Wahrheit ein zusätzliches, und 
zwar dauerhaftes, Problem für den 
Bundeshaushalt schaffen, wenn 
Sie Ausgaben aus dem Bundes- 
haushalt in diesem Umfang für die 
Zukunft festlegen. 

Wir werden im Bereich der Sozial- 
Ur|d Rentenpolitik und anderer sozia- 
ler Sicherungssysteme nicht um 
grundlegende Veränderungen herum- 
kommen. 

Wir werden um grundlegende Struk- 
turreformen der sozialen Sicherungs- 
systeme nicht herumkommen. Wir 
Werden das auch deswegen nicht 
vermeiden können, weil die Beschäf- 
t'gungsschwelle auf dem Arbeits- 
takt in der Bundesrepublik - die 
Sie, Herr Eichel, zu Recht beklagt 
naben - außergewöhnlich hoch ist. 
Die Beschäftigungsschwelle sagt 
j*jwas darüber aus, ab welchem 
Wirtschaftswachstum in der Bundes- 
ePublik Deutschland oder in einer 
äderen Volkswirtschaft eine Zunah- 
me an Beschäftigung auf dem 
Arbeitsmarkt zu erwarten ist. 

ie Beschäftigungsschwelle in 
^utschland ist in der Tat hoch. Sie 

höher als in den meisten Indu- 
d
tr|eländern dieser Welt. Woran liegt 

s- Sie haben wohlweislich in die- 
171 Zusammenhang nicht darüber 

in jlprochen' dass die Beschäftigung 

l9qtschland im laufenden Janr 

u    9 wieder deutlich abgenommen 
«N. • 'rn übrigen war auffallend, dass Sie ln 'hrer fast einstündigen Rede 

das zentrale Thema Ihrer Regierung, 
nämlich die Beseitigung der Proble- 
me auf dem Arbeitsmarkt, immer nur 
im Zusammenhang mit Haushalts- 
kennziffern genannt haben. 

Wir werden auch in der Haushalts- 
und Finanzpolitik sehr viel mehr über 
die wirtschaftspolitischen Grundfra- 
gen unseres Landes sprechen müs- 
sen. Zu diesen wirtschaftspoliti- 
schen grundsätzlichen Herausforde- 
rungen gehört, dass in der Bundes- 
republik Deutschland die sogenannte 
Beschäftigungsschwelle gesenkt 
werden muss. Das geht aber nur, 
wenn Sie die Zutrittsbarrieren zum 
Arbeitsmarkt in der Bundesrepublik 
Deutschland senken und nicht weiter 
erhöhen. 

Diese Bundesregierung hat zum 
Anfang ihrer Regierungstätigkeit 
genau das Gegenteil von dem getan, 
was zur Senkung der Zutrittsschwel- 
len zum Arbeitsmarkt in Deutschland 
notwendig gewesen wäre. 

Sie haben sich immer wieder 
selbst dafür gelobt, dass Sie 
Versprechungen gehalten haben. 
In der Tat ist es nicht ehren- 
rührig, Versprechungen zu halten. 
Sie haben aber, meine Damen 
und Herren, von Anfang an die 
falschen Versprechungen abge- 
geben. 

Sie haben nämlich der deutschen 
Öffentlichkeit - insoweit sind Sie 
jetzt Gefangene Ihrer eigenen Wahl- 
kampfrhetorik des letzten Jahres - 
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den Eindruck vermittelt, man könne 
auch mit sehr hohen Kündigungs- 
schutzschwellen, mit einer sehr 
umfangreichen Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall und mit weiteren Ri- 
giditäten auf dem Arbeitsmarkt das 
Problem nur dadurch lösen, wenn 
man das vorhandene Volumen an 
Arbeit möglichst gerecht verteilt. 
Meine Damen und Herren, die Bun- 
desrepublik Deutschland hat aber 
nicht in erster Linie ein Verteilungs- 
problem, sondern ein nachhaltiges 
Investitions- und Wachstumsproblem. 

Sie werden selbst bei einer besseren 
Entwicklung der Konjunktur, die in 
der Tat auch ohne Ihr Zutun im näch- 
sten Jahr zustande kommen wird, 
nicht vermeiden, dass die Beschäfti- 
gungsschwelle in der Bundesrepublik 
Deutschland nach wie vor oberhalb 
des Zuwachses des realen Bruttoin- 
landsproduktes liegen wird. 

Wir brauchen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland - darauf, Herr 
Eichel, haben Sie überhaupt 
keine Antwort gegeben - zur Ab- 
senkung der Beschäftigungs- 
schwelle und für die Möglichkeit, 
mehr Beschäftigung zu organisie- 
ren, eine höhere Flexibilität des 
Arbeitsmarktes. Wir brauchen 
mehr Möglichkeiten, um auch im 
unteren Lohnbereich Beschäfti- 
gung zu organisieren. Wenn Sie 
mit diesen hohen Zutrittsbarrie- 
ren zum Arbeitsmarkt fortfahren, 
dann werden Sie dieses zentrale 

Problem unseres Landes, das Sie 
zum zentralen Anliegen Ihrer 
Regierung gemacht haben, nicht 
lösen. 

Richtigerweise haben Sie in Ihrer 
Rede immer wieder die Steuerpolitik 
angesprochen. Sie haben gesagt, 
Sie wollten in der Bundesrepublik 
Deutschland ein Steuersystem nach 
Leistungsfähigkeit und Sie wollten 
in der Bundesrepublik Deutschland 
ein gerechtes Steuersystem, das 
mehr Beschäftigung ermögliche. Herr 
Eichel, ich habe in guter Erinnerung, 
wie die Angriffe aus den Reihen der 
Sozialdemokraten und aus den Rel' 
hen der sozialdemokratisch geführ- 
ten Bundesländer gegen unser Steu- 
erkonzept in den Jahren 1996 und 
1997 gelaufen sind, als wir genau 
das, was Sie heute reklamieren, 
schon einmal machen wollten. Ich 
könnte Ihnen heute noch Briefe vor- 
lesen, die Kollegen aus der SPD- 
Bundestagsfraktion aus den Küsten- 
ländern verfasst haben. Ich könnte 
Ihnen einen Brief vorlesen, den die 
noch amtierende Ministerpräsident! 
des Landes Schleswig-Holstein ge- 
schrieben hat, als wir genau das 
machen wollten, was Sie heute reki 
mieren, nämlich die zahlreichen Aus- 
nahmetatbestände in unserem Steu 
ersystem zu beseitigen. Ich nenne 
nur das Beispiel der Schiffsbeteili- 
gungen. Wir wollten das im Jahr 
1997 angehen; wir wollten die steu- 
erliche Bemessungsgrundlage so 
verbreitern, dass eine Besteuerung 
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nach Leistungsfähigkeit in der Bun- 
desrepublik Deutschland tatsächlich 
verwirklicht wird. Diejenigen, die 
das verhindert haben, sitzen hier auf 
der linken Seite, meine Damen und 
Herren. 

'ch finde es ja schon fast amü- 
sant, wie häufig an die Opposition 
appelliert wird, jetzt nicht zu 
blockieren. Offensichtlich haben 
Sie Angst davor, dass die heutige 
Opposition die gleichen Verhal- 
tensmuster wie die frühere Oppo- 
sition anwendet. 

Ich sage Ihnen: Wir werden das nicht 
tün- Im Gegenteil: Ich mache Ihnen 
H^ei konkrete Angebote. Ich mache 
/Jnen das Angebot, dass wir mit 
. nen zusammen bei zwei zentralen 
/unpolitischen Fragen gemeinsame 
°nzepte erarbeiten und kurzfristig 

^setzen. 

^rstens. Wir sind bereit, mit Ihnen 
arüber zu sprechen, ob nicht die 
aneinander stehenden und häufig 
Uch im Widerspruch zueinander 

gehenden Systeme der Arbeitslo- 
B
enhilfe und der Sozialhilfe in der 

ej
Undesrepublik Deutschland zu 

em Transfersystem zusammenge- 
ht werden sollten. 

^ Ausgaben für die Sozialhilfe be- 
vcm en Sich in einer Größenordnung 
Ar^ 

50 Milliarden DM und für die 
eitslosenhilfe in einer Größen- 

A^nung von 30 Milliarden DM. Im 
niJ~its|osenhilfesystem besteht 

die Möglichkeit, jemanden zu 

entsprechender Beschäftigung heran- 
zuziehen und zur Aufnahme gemein- 
nütziger Tätigkeit zu verpflichten. 
Die Behörden, die diese sozialen 
Systeme zu verwalten haben, stehen 
nebeneinander, teilweise sogar ge- 
geneinander. Sie schieben sich die 
Fälle gegenseitig zu. Durch ein ein- 
heitliches Transfersystem könnte 
man hier nicht nur einen erheblichen 
Teil der Ausgaben einsparen, son- 
dern auch eine konsistente Politik 
für diejenigen betreiben, die diese 
Systeme tatsächlich brauchen. Wir 
bekennen uns ausdrücklich dazu: 
Auch in Zukunft ist Sozialhilfe für die- 
jenigen notwendig, die verschuldet 
oder unverschuldet ein Problem 
haben. Wir sind ausdrücklich bereit, 
zugunsten einer neuen Möglichkeit 
der Finanzierung, die auf unterer 
Ebene gehalten werden muss, die 
Systeme der Sozialhilfe und der 
Arbeitslosenhilfe zu einem System 
zusammenzufassen. 

Präsident Wolfgang Thierse: Kollege 
Merz, gestatten Sie eine Zwischen- 
frage des Kollegen Fuhrmann? 

Friedrich Merz (CDU/CSU): Der Kol- 
lege Fuhrmann? - Gerne. 

Arne Fuhrmann (SPD): Herr Merz, 
habe ich Sie richtig verstanden, dass 
es im Bundessozialhilferecht keine 
Möglichkeit gibt, zu gemeinnütziger 
Arbeit herangezogen zu werden? Das 
irritiert mich jetzt. 

Friedrich Merz (CDU/CSU): Ich habe 
Verständnis dafür, Herr Kollege Fuhr- 
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mann, dass Sie das irritiert. Sie alle 
waren damals, als wir diese Rege- 
lung eingeführt haben, dagegen. 
Trotzdem haben Sie dies nach dem 
Regierungswechsel - richtigerweise 
- nicht geändert. Aber nach den 
Bestimmungen des Sozial hi If egeset- 
zes können Sozialhilfeempfänger zu 
gemeinnütziger Arbeit herangezogen 
werden. Wenn Sie dieser Verpflich- 
tung nicht Folge leisten, müssen sie 
eine erhebliche Kürzung ihrer Lei- 
stungen akzeptieren. Darauf habe 
ich ausdrücklich hingewiesen. 

Ich habe darauf hingewiesen - Ihre 
Frage ist deswegen richtig und not- 
wendig, weil sie mir Gelegenheit gibt, 
es noch einmal zu erklären -, dass 
von der Möglichkeit, Leistungen zu 
kürzen, im Rahmen der Arbeitslosen- 
hilfe kein Gebrauch gemacht werden 
kann. Ich biete ausdrücklich an, dass 
die bisher nebeneinander stehenden 
Sozialsysteme - Arbeitslosenhilfe 
und Sozialhilfe - zu einem einheitli- 
chen Sozialhilfesystem - wie immer 
Sie es nennen wollen - zusammen- 
gefasst werden. Wenn das geschieht, 
muss auch die Möglichkeit wie im 
heutigen Sozialhilferecht gegeben 
sein, Empfänger von Arbeitslosenhil- 
fe zu gemeinnützigen Arbeiten heran- 
zuziehen. 

Wir machen der Bundesregierung 
ein zweites konkretes Angebot 
der Zusammenarbeit. Wir sind 
bereit, mit Ihnen vorurteilsfrei auf 
der Basis aller bis zum heutigen 

Tag erarbeiteten fachlichen und 
wissenschaftlichen Vorschläge in 
der Bundesrepublik Deutschland 
kurzfristig eine Steuerreform für 
Wachstum und Beschäftigung 
umzusetzen. 

Ich weise darauf hin: Die zentralen 
Probleme unseres Landes - nicht 
dieser Regierung; die wird den nach- 
folgenden Generationen völlig gleich- 
gültig sein - bestehen darin, dass 
das wirtschaftliche Wachstum zu 
gering ist, dass es keine Investitio- 
nen gibt und dass die Beschäfti- 
gungsschwelle zu hoch ist. Wir müs- 
sen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ein Steuersystem verwirklichen, 
das den Forderungen nach mehr 
Wachstum und mehr Beschäftigung 
Rechnung trägt. 

Wenn Sie die Fragen stellen: »Was 
ist sozial? Was ist soziale Gerechtig- 
keit?" - vorausgesetzt, dies soll 
mehr als Worthülsen sein, mit der 
Sie Wahlkampf führen -, dann mu^ 
sen wir antworten: Sozial gerecht 
das, was Beschäftigung in Deutsch- 
land schafft. 

Diese Antwort bedeutet - bedauer- 
licherweise ist auch der Kollege 
Struck bei der Diskussion über die- 
ses Thema nicht im Saal -, ein Ste 
ersystem zu verwirklichen, das im 
wesentlichen dem entspricht, was 
wir in der letzten Legislaturperiode 
durchzusetzen versucht haben. Wi 
sind bereit - ich wiederhole daS ''h. 
vorurteilsfrei auf der Basis aller fa 
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lich erarbeiteten Vorschläge eine 
grundlegende Reform des Steuer- 
systems in der Bundesrepublik 
Deutschland mit Ihnen durchzuset- 
Zen, und zwar zu einem Zeitpunkt, an 
dem Sie sich, Herr Eichel, mit Ihrem 
^Planten Betriebssteuerkonzept in 
den Fallstricken des Systems offen- 
sichtlich völlig verfangen haben. 

Wir sind bereit, das mit Ihnen 
gemeinsam zu machen. Wir sind 
bereit, das zu tun, wovon der 
Kollege Struck völlig zu Recht 
gesprochen hat, nämlich eine 
Steuerreform in Deutschland auf 
den Weg zu bringen, die diesen 
Namen wirklich verdient. 

ir sind sogar bereit, mit Ihnen zu- 
arnmen ein Versprechen einzuhal- 
en> das Sie und nicht wir abgegeben 
at)en, nämlich eine solche Steuer- 

reform mit einer Nettoentlastung 
zum 01.01.2000 kurzfristig in Kraft 
zu setzen. Das ist möglich. Wenn es 
gelänge, dann ginge ein wirklicher 
Ruck für mehr Wachstum, für mehr 
Beschäftigung und für mehr Arbeits- 
plätze durch dieses Land. 

Sparen ist zwar grundsätzlich richtig, 
aber wenn Sie es nur auf der Basis 
Ihrer verkorksten Haushaltslage tun, 
die Sie selbst zu Beginn des Jahres 
1999 mit 30 Milliarden DM Mehraus- 
gaben gegenüber dem Vorjahr herbei- 
geführt haben, wenn Sie nur Ihre 
eigenen Probleme lösen und nicht 
dazu beitragen, dass wir in Deutsch- 
land mehr Wachstum und mehr Be- 
schäftigung bekommen, dann wird 
jede Sparoperation umsonst sein, 
dann werden die Probleme dieses 
Landes nicht gelöst. 
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Wir müssen in der Bundesrepublik 
Deutschland ein Steuersystem ver- 
wirklichen, das den Forderungen 
nach mehr Wachstum und mehr Be- 
schäftigung Rechnung trägt. 

Friedrich Merz 
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